
Kündigung unbegründet ist, ist jedoch dem
Arbeitnehmer die Fortsetzung des Arbeits¬
verhältnisses nicht zuzumuten, so hat auf
seinen Antrag das Arbeitsgericht das Arbeits¬
verhältnis aufzulösen und den Arbeitgeber
zur Zahlung einer Abfindung zu verurteilen;
die Vorschriften des § 7 Absatz 2 und der
$§ 8 bis 10 gelten entsprechend-

2) Eine unwirksame fristlose Kündigung
gilt im Zweifel nicht als Kündigung für den
nächsten zulässigen Kündigungszeitpunkt. Ist
sie gleichwohl als Kündigung für den näch¬
sten zulässigen Kündigungszeitpunkt anzu¬
sehen, so sind die Vorschriften der §§ 1 bis
10 anzuwenden.
(3) Verstößt eine Kündigung gegen die

guten Sitten, so kann der Arbeitnehmer ihre
Nichtigkeit unabhängig von den Vorschriften
dieses Gesetzes geltend machen. Erhebt er
innerhalb von drei W ochen nach Zugang der
Kündigung Klage auf Feststellung, daß das
Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht
aufgelöst ist, so finden die Vorschriften des
§ 7 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 und der
§§ 8 bis 10 entsprechende Anwendung; die
Vorschriften des § 5 über verlängerte Anru¬
fung-frist gelten gleichfalls entsprechend

f4) Im übrigen finden die Vorschriften die¬
ses Abschnittes auf eine Kündigung, die be¬
reits aus anderen als den in § 1 Absätze 2
und 3 bezeichneten Gründen rechtsunwirksam
ist. keine Anwendung.

§ 12

Angestellte in leitender Stellung
Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten

nicht
a) in Betrieben einer juristischen Person

für die Mitglieder des Organs, das zur
gesetzlichen Vertretung der juristischen
Person berufen ist,

b) in Betrieben einer Personengesamtheit
für die durch Gesetz, Satzung oder Ge¬
sellschaftsvertrag zur Vertretung der
Personengesamtheit berufenen Personen,

c) für Geschäftsführer, Betriebsleiter, Pro¬
kuristen und ähnliche leitende Personen,
soweit ihnen maßgeblicher Einfluß auf
die Betriebsleitung zusteht oder soweit
sie zur selbständigen Einstellung oder
Entlassung von Arbeitnehmern berech¬
tigt sind.

Zweiter Abschnitt

Kündigungsschutz der Betriebstaismitgiieder
und des Vertrauensmannes

§ 13

Unzulässigkeit, der Kündigung
(1) Die Kündigung eines Betriebsratsmit¬

gliedes oder Vertrauensmannes ist unzulässig,
es sei denn, daß ein Grund vorliegt, der den
Arbeitgeber nach dem Gesetz zur Kündigung
des ArbeitsVerhältnisses ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist berechtigt.

(2) Wird der Betrieb stillgelegt, so ist die?
Kündigung der Betriebsratsmitglieder oder
des Vertrauensmannes frühestens zum Zeit¬
punkt der Stillegung zulässig, es sei denn
daß ihre Kündigung zu einem früheren Zeit¬
punkt durch zwingende betriebliche Erforder¬
nisse lredingt ist.

(3) Wird ein Betriebsratsmitglied in einer
Betriebsabteilung beschäftigt, die stillgelegt
wird, so ist es in eine andere Betriebsabtei¬
lung zu übernehmen. Ist dies aus betriebli¬
chen Gründen nicht möglich, so findet auf
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seine Kündigung die Vorschrift des Absat¬
zes 2 über die Kündigung bei Stillegung des
Betriebes sinngemäße Anwendung.

§ 14
Neues Arbeitsverhältnis des Betriebsratsmit-

gliedes oder des Vertrauensmannes;
Auflösung des alten Arbeitsverhältnisses
Stellt das Gericht die Unwirksamkeit der

Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes oder
Vertrauensmannes fest, so kann das Betriebs¬
ratsmitglied oder der Vertrauensmann, falls
inzwischen ein neues Arbeitsverhältnis einge¬
gangen worden ist, binnen einer Woche nach
Rechtskraft des Urteils durch Erklärung ge¬
genüber dem alten Arbeitgeber die Weiter-
beschäftigung bei diesem Verweigern. Im üb¬
rigen finden die Vorschriften des § 9 und
des § 10 Sätze 2 bis 4 entsprechende An¬
wendung.

Dritter Abschnitt

Kündigungsschutz bei Massenentlassungen

§ 15

Anzeigepflicht
(1) Dev Arbeitgeber ist verpflichtet, dem

Arbeitsamt unter Beifügung der Stellung¬
nahme des Betriebsrates schriftlich Anzeige
zu erstatten, bevor er

a) in Betrieben mit in der Regel mehr als
20 und weniger als 50 Arbeitnehmern
mehr als 5 Arbeitnehmer,

b) in Betrieben mit in der Regel minde¬
stens 50 und weniger als 500 Arbeit¬
nehmern 10 vom Hundert der im Be¬
trieb regelmäßig beschäftigten Arbeit¬
nehmern. oder aber mehr als 25 Arbeit¬
nehmer,

c) in Betrieben mit in der Regel minde¬
stens 500 Arbeitnehmern mindestens 50
Arbeitnehmer

innerhalb von vier Wochen entläßt
(2) Das Recht zur fristlosen Entlassung

bleibt unberührt.
Fristlose Entlassungen v rden bei Berech¬

nung der Mindestzahl der Entlassungen nach
Absatz 1 nicht mitgerechnet.

(3) Als Arbeitnehmer im Sinne dieser Vor¬
schrift gellen nicht

a) in Betrieben einer juristischen Person
die Mitglieder des Organs, das zur ge¬
setzlichen Vertretung der juristischen
Person berufen ist,

b) in Betrieben einer Personengesamtheit
die durch Gesetz, Satzung oder Gesell¬
schaf tsvertrag zur Vertretung der Perso-
nengesamtheit berufenen Personen,

c) Geschäftsführer, Betriebsleiter, Proku¬
risten und ähnliche leitende Personen,
soweit ihnen maßgeblicher Einfluß auf
die Betriebsleitung zusteht oder soweit
sie zur selbständigen Einstellung oder
Entlassung von Arbeitnehmern berech¬
tigt sind.

§ 16

Entlassungssperre
(1) Entlassungen, die nach § 15 anzuzeigen

sind, werden vor Ablauf eines Monats .nach
Eingang der Anzeige beim Arbeitsamt nur mit
Zustimmung des Ministeriums für Arbeit und
Wohlfahrt wirksam.

(2) Soweit die Entlassungen nicht innerhalb
eines Monats nach dem Zeitpunkt, zu dem sie
nach dem Absatz 1 zulässig sind, durchgefühlt
werden, bedarf es unter den Voraussetzungen
des § 15 Absatz 1 einer erneuten Anzeige.
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Zulässigkeit von Kurzarbeit
(1) Ist der Arbeitgeber nicht in der Lage,

die Arbeitnehmer bis zu dem in § 16 Absatz 1
bezeichneten Zeitpunkt voll zu beschäftigen, so
kann das Ministerium für Arbeit und Wohl¬
fahrt zulassen, daß der Arbeitgeber für die
Zwischenzeit Kurzarbeit einführt.

(2) Der Arbeitgeber ist im Falle der Kurz¬
arbeit berechtigt, Lohn oder Gehalt der mit
verkürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbeitneh¬
mer entsprechend zu kürzen, die Kürzung des
Arbeitsentgeltes wird jedoch erst von dem
Zeitpunkt an wirksam, an dem das Arbeits¬
verhältnis nach den allgemeinen gesetzlichen
oder den vereinbarten Bestimmungen enden
würde.

(3) Tarifvertragliche Bestimmungen über die
Einführung, das Ausmaß und die Bezahlung
von Kurzarbeit werden durch die Absätze 1
und 2 nicht berührt.

§ 18

Entscheidungen des Ministeriums für Arbeit
und Wohlfahrt

(1) Die Entscheidung des Ministeriums für
Arbeit und Wohlfahrt nach § 16 Absatz 1 und
§ 17 trifft eiri Ausschuß, der sich zusammen¬
setzt aus dem Minister für Arbeit und Wohl¬
fahrt oder einem von ihm beauftragten Ange¬
hörigen des Ministeriums für Arbeit undWohl¬
fahrt als Vorsitzenden und je zwei Vertretern
der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber sowie je
einem Vertreter des Ministeriums des Innern,
des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Er¬
nährung und Landwirtschaft und des Lancles-
stocks für Aufgaben des Arbeitsmarktes.

(2) Die Vertreter der in Absatz 1 genannten
Ministerien und der Vertreter des Landes¬
stocks für Aufgaben des- Arbeitsmarktes wer¬
den von dem jeweils zuständigen Minister
bzw. von dem Präsidenten des Landesstocks
entsandt.

(3) Die Vertreter der Arbeitnehmer und
Arbeitgeber und je fünf Stellvertreter werden
gemäß den von den Spitzenorganisationen der
Arbeitnehmer und Arbeitgeber (§ 3 Absatz 2
des Gesetzes Nr. 189 „Tarifvertragsgesetz“
vom 22. Juni 1950 ABI. S. 597) eingereichten
Vorschlagslisten durch den Minister für Arbeit
und Wohlfahrt für die Dauer von zwei Jah¬
ren bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. Als
Vertreter sollen nur Personen berufen werden,
die das 25. Lebensjahr vollendet und im Saar¬
land ihren Wohnsitz haben und seit minde¬
stens einem Jahr im Saarland als Arbeit¬
geber oder Arbeitnehmer tätig sind. Arbeit¬
gebervertreter dürfen nur Arbeitgeber sein.
Den Arbeitgebern stehen gleich: Vorstandsmit¬
glieder und gesetzliche Vertreter von juristi¬
schen Personen und Personengesamtheiten des
öfentlichen und privaten Rechts, Aufsichtsrats-
mitglieder mit Ausnahme der vom Betriebsrat
entsandten, Beamte nach Anordnung des Mi¬
nisters für Arbeit und Wohlfahrt, Geschäfts¬
führer und Betriebsleiter, soweit sie selbstän¬
dig zur Einstellung von Arbeitnehmern in den
Betrieb oder die Betriebsabteilung berechtigt
sind oder soweit ihnen Prokura, Handlungs¬
vollmacht oder Generalvollmacht erteilt ist. Ar¬
beitnehmervertreter dürfen nur Arbeitnehmer
sein. Arbeitgebern und Arbeitnehmern stehen
die Bediensteten der entsprechenden Berufs¬
organisationen gleich.

(4) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn
der Vorsitzende oder sein Vertreter und min¬
destens vier stimmberechtigte Ausschußmitglie-


